
DIE SPITZE

PR mit 67
Wer mal in der Politik war,
gar als Bundesminister, den
füllen ein paar Jobs und Auf-
sichtsratsposten in der Wirt-
schaft nicht aus. Wolfgang
Clement zum Beispiel ist
Chef eines Instituts der Zeit-
arbeitsfirma Adecco, das
sich zum Ziel gesetzt hat,
auf die Öffentlichkeit einzu-
wirken. Der emsige PR-
Mann hat noch genug Man-
power, sich weiter um die
Politik zu kümmern. So teilte
er der Öffentlichkeit jetzt
mit, dass ein gesetzlicher
Mindestlohn »grundver-
kehrt« wäre. Und das Ar-
beitslosengeld für Ältere
wieder zu verlängern, wäre
auch »grundfalsch«. Tief
berührt hat uns, dass er
beim Mindestlohn vor allem
das Wohl der Gewerkschaf-
ten als Grund nannte: Gäb’s
einen Mindestlohn, dann
würden die Gewerkschaften
»erst minimiert, dann über-
flüssig«. (Endlich erfahren
wir, was das Geschäft der
Gewerkschaften ist.) Auch
für seinen Horror vor länge-
rem Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld führt er Gründe ins
Feld: Er würde den Trend
zum Vorruhestand verstär-
ken und wäre eine Abkehr
vom »Prinzip der Rente mit
67«. Man sieht ja auch am
Beispiel Clement: Die Wirt-
schaft ist ungemein scharf
auf Leute über 60. Clement
ist schon 67. Und – nur –
darum würden wir es ihm
aufrichtig gönnen, wenn er
sein »Prinzip« schnellstens
auf sich selbst anwenden
und die (Öffentlichkeits-)Ar-
beit anderen überlassen
würde. 
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Die IG Metall ermutigt erwerbslo-
se Mitglieder, gegen die Höhe der
Regelsätze beim Arbeitslosengeld
II (ALG II) Widerspruch einzulegen.
Jupp Legrand, Funktionsbereichs-
leiter Sozialpolitik: »Die aktuellen
Regelleistungen sind nicht armuts -
fest und müssen erhöht werden.
Sie verstoßen gegen das Sozial-
staatsgebot.«
Betroffene müssen ihre Wider-
sprüche eigenständig einreichen,
die IG Metall gewährt Rechtshilfe.
Vorbereitete Texte und Handlungs-
hilfen gibt es bei jeder Verwal-
tungsstelle. 

Die IG Metall hat einem Mitglied
bereits Rechtschutz für eine Ver-
fassungsbeschwerde gewährt. Sie
ist beim Bundesverfassungsge-
richt anhängig (Aktenzeichen 1BvR
1840/07). 

Der Paritätische Wohlfahrtsver-
band hatte schon im vergangenen
Jahr gefordert, den Regelsatz des
Arbeitslosengeld II um 20 Prozent
von damals 345 auf 415 Euro anzu-
heben. Die Berechnung des fikti-
ven Verbrauchs auf Basis der Ein-
kommens- und Verbraucherstich-
probe sei unrealistisch und behin-

dere Erwerbslose, sich am gesell-
schaftlichen Leben zu beteiligen.
So berücksichtige der Regelsatz
weder Ausgaben für Kinderbetreu-
ung, noch für Nachhilfeunterricht.
Außerdem habe das Arbeitsminis -
terium bei der Berechnung des Re-
gelsatzes die Preissteigerungen
nach 2003 nicht berücksichtigt. 

Für Kinder unter 14 Jahren sieht
Hartz IV 208 Euro monatlich vor.
Ausgaben für Schulsachen sind in
diesem Betrag nicht vorgesehen.
Für »Schreibwaren im Allgemei-
nen« werden monatlich 1,63 Euro
bewilligt. »Dafür bekommt man
gerade mal einen Bleistift und ei-
nen Radiergummi«, klagt die Koor-
dinierungsstelle gewerkschaftli-
cher Arbeitslosengruppen. Die Ko-
ordinierungsstelle fordert daher,
das ALG II in einem ersten Schritt
auf 420 Euro für Erwachsene und
252 Euro für Kinder zu erhöhen. 

Die Forderung wird auch in einer
öffentlichen Petition an den Deut-
schen Bundestag erhoben, die bis
zum 11. Oktober 2007 mitgezeich-
net werden kann. Sie ist über die
Koordinierungsstelle abrufbar:
3www. erwerbslos.de.
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Angaben in Euro

A r b e i t s l o s e n g e l d  I I  s i n k t  r e a l

Die Kurve zeigt die
inflationsbereinigten
Regelsätze.

344,85

340,84 340,75

334,57 331,34
330

335

340

345

350

Juli 2003 Juli 2004 Juli 2005 Juli 2006 Juli 2007

Regelsatz: 345 Euro
 347 Euro

Die ohnehin unzureichenden Regelsätze werden von den Preisstei-
gerungen kontinuierlich gedrückt.

»Regelsätze machen arm«
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T a r i f v e r t r a g  A v w ldirekt gefragt:

Geld in eine arbeitgeberfinanzierte
Betriebsrente einzusetzen. Der
Vorteil: Die Beiträge bleiben auch
in der Ansparphase dauerhaft sozi-
alabgabenfrei. 

Allerdings müssen die Beiträge,
die über die AVWL angespart und
ausgezahlt werden, versteuert
werden. Trotz der tarifvertragli-
chen Möglichkeiten, machen viele
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer keinen Gebrauch davon. Sie
verschenken Geld vom Chef und
damit auch für ihre Rente. 

Freiwillige Vereinbarung
Betriebsräte befassen sich heute
mehr denn je mit dem Thema 
Altersvorsorge. Sie organisieren
Informationsveranstaltungen und
führen mit den Beschäftigen auch
Einzelgespräche. 

In der Regel schließen sie mit
dem Arbeitgeber eine freiwillige
Vereinbarung über eine arbeitge-
berfinanzierte Versorgungszusage
ab. Die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen sind im »Gesetz zur
Verbesserung der betrieblichen
Altersversorgung« (BetrAVG),
auch Betriebsrentengesetz ge-
nannt, geregelt.

2

»Wir haben zwei Tarifverträge zur Altersvorsorge
mit dem Arbeitgeber: Einmal einen zu Entgeltum-
wandlung und dann einen zur Altersvorsorgewirksa-
men Leistung. Über eine Betriebsvereinbarung zum
Tarifvertrag AVWL ist die Anlageform mit dem Versor-
gungswerk Metall-Rente festgelegt. Viele Kollegen
haben über die alte Regelung zur vermögenswirksa-
men Leistung noch Bausparverträge am Laufen. Da-
rüber hinaus nutzen sie jetzt die AVWL um fürs Alter
vorzusorgen. Weil bei vielen die VWL ausläuft, steigt
zur Zeit auch die Nachfrage zur Metall-Rente.«
Manfred Jendt, Betriebsrat, Takata-Petri AG, Aschaffenburg 

»Wir haben ja keine Tarifbindung. Deshalb sind
wir froh, dass die Infineon AG die betriebliche Alters-
versorgung neu geordnet hat. Dadurch wird bei den
Arbeitgeberzuschüssen endlich nicht mehr zwischen
Ost und West unterschieden. Die Zuschüsse sind
natürlich abhängig vom Einkommen, das im Osten in
der Regel unter dem Westniveau liegt.«
Kerstin Schulzendorf, stellvertretende BR-Vorsitzende, 
Infineon Technologies, Dresden

»Wir machen etwa vier Mal im Jahr gemeinsam mit
dem Versorgungswerk Metall-Rente eine Informations-
veranstaltung. Die Geschäftsleitung hat mit dem Ver-
sorgungswerk Metall-Rente einen Gruppenvertrag ge-
schlossen. Bei uns haben von rund 1500 Mitarbeitern
etwa ein Drittel einen Vorsorgevertrag mit der Metall-
Rente abgeschlossen. Viele nutzen hierfür die AVWL
und wandeln noch zusätzlich ihr Entgelt um. Sie legen
noch was aus eigener Tasche drauf und holen dadurch
sogar die maximale staatliche Förderung raus. Früher
haben die Mitarbeiter noch eine Betriebsrente bekom-
men, die es heute aber nur noch in geänderter Form
gibt. Darum haben wir mit der Geschäftsleitung verein-
bart, dass die Kasse quasi geöffnet wird. So können
die Mitarbeiter neben der Einlage des Arbeitsgebers
was drauflegen und ihre bereits erworbenen An-
sprüche aufstocken.«
Wolfgang Dohn, stellvertretender BR-Vorsitzender,
Vacuum Schmelze GmbH, Hanau

»Die Altersvorsorge ist hier schon seit 60 Jahren
ein Thema. So wurde 1964 das Lemken-Versorgungs-
werk eingerichtet. Schrittweise wurden dann in den
letzten Jahren weitere Bausteine, wie die betriebli-
che Altersversorgung, die Direktversicherung über
Gehaltsumwandlung und der Tarifvertrag Avwl hin-
zugefügt. Unser Versorgungswerk bietet heute allen
Mitarbeitern alle modernen Produkte an, mit denen
sie fürs Alter vorsorgen können.«
Norber Schulze, Gesamtbetriebsratsvorsitzender,
Lemken GmbH, Alpen

Seit Oktober 2006 gibt es den Tarifvertrag über
 altersvorsorgewirksame Leistungen (AVWL). Er hat
sich in vielen Betrieben etabliert. direkt gefragt:

Was läuft bei euch in Sachen AVWL und
betriebliche Altersversorgung?
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I m p r e s s u m

Betriebsrenten haben in deut-
schen Unternehmen Tradition.
Lange Zeit waren sie jedoch nur
freiwillige Zusatzleistungen der
Arbeitgeber. Mitarbeiterfinanzier-
te Betriebsrenten liegen stark im
Trend, seit der Gesetzgeber sie
mit Steuervorteilen und/oder 
Riester-Zulagen fördert. 

Das Angebot einer betrieblichen
Zusatzversorgung trägt zweifels-
ohne zur Motivation und Zufrie-
denheit der Mitarbeiter im Betrieb
bei. Die Möglichkeiten des IG Me-
tall-Tarifvertrags zur Entgeltum-
wandlung ist seit 2002 vielfach
genutzt worden. Allerdings längst
nicht von allen. Gerade in kleine-
ren Betrieben und bei Geringver-
dienern machen immer noch viel
zu wenige von der Entgeltum-
wandlung Gebrauch. 

Seit Oktober 2006 gibt es zu-
dem den Tarifvertrag über alters-
vorsorgewirksame Leistungen
(AVWL). Danach wird der Arbeitge-
berbeitrag von 319 Euro im Jahr
(Azubis: 159 Euro) nur noch ge-
währt, wenn das Geld in die 
Altersvorsorge, statt in die Vermö-
gensbildung fließt. Viele Betriebe
bieten ihren Mitarbeitern an, das

Metall-Rente – Das gemeinsame Versorgungswerk 
Ein Großteil der Betriebe bieten die Produkte der Metall-Rente,
dem Versorgungswerk der Tarifparteien, an. Alle Vorsorgeformen
sind mit der Metall-Rente machbar. 
3 Infos zur Metall-Rente mit Riesterförderung: www.metallrente.de
3Telefonhotline der Metall-Rente für Betriebsräte und Arbeitgeber:
01 80 2/22 29 94 (Montag bis Freitag von 8 bis 16 Uhr)
3 IG Metall-Broschüre »Tarifliche Altersversorgung in der Metall- und
Elektroindustrie«. Inhalt: Allgemeinen Infos, zahlreiche Kommentare
zum Tarifvertrag AVWL sowie Musterbetriebsvereinbarungen.
3 IG Metall-Broschüre »Navigator durch die Tarifrente: Mit der IG
Metall was für die Rente tun«
Beide Broschüren als Download unter: www.extranet.igmetall.de
RThemen RTarifpolitik RAltersvorsorge

Eine beliebte Form um vorzusorgen
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B u n d e s b r a n c h e n k o n f e r e n z  T e x t i l  

Integration GTB und IG Metall war richtiger Weg
Im Jahr 1997 wurde die Integration
der Gewerkschaft Textil–Beklei-
dung (GTB) in die IG Metall be-
schlossen. Zehn Jahre danach ist
die Branche in der IG Metall fest
etabliert und hat bei den Tarifab-
schlüssen ansehnliche Ergebnisse
erzielt. 
Der Zweite Vorsitzende der IG Me-
tal Berthold Huber erinnerte auf
der Bundesbranchenkonferenz in
Bad Kissingen an die lange Tradi -
tion der Branche. Nach 106 Jahren
Eigenständigkeit der Gewerkschaft
Textil–Bekleidung hätten die Dele-
gierten mit ihrem einstimmigen
Beschluss für die Integration da-
mals neue Wege eröffnet.

Nach der Integration 1997 habe
man die Tarifpolitik der GTB erfolg-
reich weiterentwickelt und neue
Akzente setzen können. Huber hob
den vorbildlichen Tarifvertrag zur
Weiterbildung in der Textil- und Be-
kleidungsindustrie hervor. Weitere
Beispiele für eine intelligente Tarif-
politik gebe es auch in der Mieder-
industrie. 

Zunahme von Leiharbeit
Etwa jeder dritte Beschäftigte der
Miederindustrie nimmt ein Mal im
Jahr an außerbetrieblichen Bil-
dungsmaßnahmen teil – ein für die
deutsche Industrie sehr hoher Pro-
zentsatz. Die kritische Akademie in
Inzell, wo die Seminare stattfin-
den,  nannte Huber eine »Perle un-
ter den IG Metall-Einrichtungen«. 
Im Mittelpunkt der Bundesbran-
chenkonferenz in Bad Kissingen

3

standen aktuelle Probleme wie die
Zunahme von Leiharbeit und die
Weiterentwicklung der Branchen-
arbeit der IG Metall. 

Globalisierung und Deregulie-
rung haben in der Textil- und Be-
kleidungswirtschaft große Um-
brüche und Beschäftigungsver-
luste verursacht. Der rote Faden
der Konferenz war daher die Frage,
wie existenzsichernde Löhne errei-
chen werden können und Schmutz-
konkurrenz abwehrt werden kann. 

Öffentlichkeit aufklären
Besonders Frauen in der Textil-
und Bekleidungsindustrie sind
rund um den Globus von Ausbeu-
tung betroffen, sagte der Erste Vor-
sitzende der IG Metall Jürgen Pe-
ters. Auch Kinderarbeit gehöre lei-
der immer noch zur Realität. Pe-
ters trat entschieden für eine wei-
tere Sensibilisierung der Öffent-
lichkeit etwa durch Initiativen wie
die »Clean Clothes Campaign«
(CCC) ein, die sich für faire produk-
tionsbedingungen in aller Welt
einsetzt.

Viele Betriebsräte gaben ihrer
Sorge um anständige Arbeitsbe-
dingungen in ihren Unternehmen
Ausdruck und plädierten dafür, gar
nicht erst Leiharbeit zuzulassen.
Andere haben eine niedrige Quote
vereinbart, die nicht überschritten
werden darf.

Bei der Niederlassung Sieden-
burg der Wäschereikette Barusch
etwa wurde vor zwei Jahren eine
Betriebsvereinbarung abgeschlos-

3Extranet:
Das Extranet der IG
Metall weist auf Neu-
igkeiten hin, emp-
fiehlt interessante
Presseartikel, liefert
eine Infografik und
vieles mehr. Noch
nicht im Extranet an-
gemeldet? Kein Pro-
blem. Einfach mal
reinschauen.

3Reden und Materia-
lien zur Bundesbran-
chenkonferenz Textil
unter: 
www.extranet.
igmetall.de

Mehr Informationen
zum Sozialtestat im
Extranet 
RBranchen RTextil 
RTextil–Bekleidung

Infos zur »Clean Clo-
thes Campaign« im
Extranet 
RService 
RBegriffe von A-Z

sen, nach der maximal 120 Arbeits-
stunden pro Tag durch Leiharbeit
abgedeckt werden dürfen. Das ent-
spricht 15 Vollzeitkräften bei einer
Stammbelegschaft von 270 Be-
schäftigten. 

»Wir wollten die Leiharbeit von
Anfang an in Grenzen halten«, sagt
die Betriebsratsvorsitzende Gerda
Kueker. Andere Filialen von Ba-
rusch nehmen sich jetzt diese be-
triebliche Vereinbarung zum Vor-
bild. »Wir müssen Leiharbeit auf
mehreren Ebenen anpacken«, sag-
te IG Metall-Vorstandsmitglied
Wolfgang Rhode, der für die Bran-
che zuständig ist. Auf der Seite des
verleihenden Unternehmens, aber
auch beim Entleihbetrieb sollten
Betriebsräte im Sinne von »glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit« tätig
werden.

Sozialtestat ausbauen
Ein anderes Instrument, um für so-
zialverträgliche Arbeitsbedingun-
gen in den Betrieben zu sorgen ist
das so genannte Sozialtestat. Die
IG Metall bewertet textile Dienst-
leister nach bestimmten Kriterien
wie Tariftreue. 

Betriebsräte etwa von Metallbe-
trieben können verlangen, dass
die Wäscherei, an die Arbeitsklei-
dung vergeben wird, ein Sozial-
testat vorweisen muss. Liegt es
nicht vor,sollte keine Kundenbe-
ziehung mit dem Anbieter einge-
gangen werden. Das Konzept des
Sozialtestats soll weiter ausgebaut
werden.

A U B

Metaller bei Opel in Rüsselsheim
haben ein AUB-Betriebsratsmit-
glied (»Arbeitsgemeinschaft un-
abhängiger Betriebsangehöri-
ger«) beim Mitschneiden einer
Betriebsratssitzung erwischt.
Das AUB-Mitglied hat sein Mandat
bereits niedergelegt und kam da-
mit einem Antrag des Betriebsrats
zuvor. Einzelne Metaller im Opel-
Betriebsrat wollen den AUBler
dennoch anzeigen. Der heimliche
Mitschnitt kann ihm bis zu drei
Jahre Haft einbringen.

Spitzel erwischt

E x t r a n e t

Gesünder arbeiten, Era, Qualifika-
tion und Innovation – das waren
die Themen auf der 20. Gießerei-
fachtagung der IG Metall Ende
September. Mehr als 200 Be-
triebsräte, Vertrauensleute und
Geschäftsführer kamen zur jährli-
chen Branchenkonferenz nach
Gladbeck. Auf den Konferenzsei-
ten im Extranet, gibt es dazu eine
Menge Informationen: Thesen,

Beiträge und Präsentationen aus
den Foren. Auch die Resolution zur
Leiharbeit gibt es hier zum Nachle-
sen und Herunterladen. Das Extra-
net bietet einen täglichen Info-
dienst mit News aus der IG Metall,
das komplette Seminarangebot,
Tarifverträge zum Ausdrucken, In-
fografiken, Gerichtsentscheidun-
gen, Presseartikel, Brancheninfos
und vieles mehr.

Gießereifachtagung 2007 im Extranet

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung
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P e n d l e r p a u s c h a l e

Die Beschäftigten sollten ihre
Fahrtkos ten bei der Steuerer-
klärung (weiter) ab dem ersten 
Kilometer geltend machen. Nicht
erst ab dem 21. Kilometer. Dazu ra-
ten die Arbeitsrechtler der IG Me-
tall. Wer seine Steuererklärung
schon gemacht hat und einen
Steuerbescheid erhält, in dem Ent-
fernungen zwischen Wohnung und
Betrieb von weniger als 21 Kilome-
ter abgelehnt wurden, kann  Ein-
spruch erheben. Musterbriefe da-
zu gibt es auf der Internetseite des
DGB: www.dgb.de. 

Seit Januar gilt die Entfernungs-
pauschale von 30 Cent je Kilome-
ter und Arbeitstag nur noch ab
dem 21. Kilometer. Der Bundesfi-
nanzhof hat jedoch »ernstliche
Zweifel«, dass diese Neuregelung
verfassungsgemäß ist und hat sie

per Eilbeschluss faktisch außer
Kraft gesetzt. Zwei Finanzgerichte,
die auch dieser Auffassung sind,
haben das Bundesverfassungsge-
richt angerufen. Die Karlsruher
Richter entscheiden voraussicht-
lich 2008 darüber.  

Das Niedersächsische Finanzge-
richt hatte angeordnet, dass der
Freibetrag ab dem ersten Kilome-
ter auf den Lohnsteuerkarten ein-
getragen wird. 

Pendler verlieren Milliarden 
Die Kürzung der Pendlerpauschale
hat die schwarz-rote Koalition
durchgesetzt. Sie veranschlagt die
Einnahmen, die die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer dadurch
verlieren, für dieses Jahr auf 1,3
Milliarden Euro. Ab 2008 sollen es
rund 2,5 Milliarden sein.

Doch schon ab dem ersten Kilometer 

A l l g e m e i n e s  G l e i c h b e h a n d l u n g s g s g e s e t z

4

A n n e  K o b e s
Antidiskriminierungsbüro Leipzig

? direkt: Was hat sich durch das
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz?
3Anne Kobes: Also, es herrscht
keine neue Moral, und es gibt
auch nicht weniger Lohnungleich-
heit. Aber das neue Gesetz hat es
immerhin geschafft, Diskriminie-
rungen zu einem breiten Thema in
der Öffentlichkeit zu machen.
Auch wenn darüber vorrangig ne-
gativ gesprochen wurde. Es wurde
darüber gesprochen.

? direkt: Warum blieb die viel be-
schorene Klageflut aus? 
3Kobes: Das hat verschiedene
Gründe. Zum einen ist das Gesetz
noch nicht so bekannt. Es ist auch
nicht immer einfach, Diskriminie-
rungen nachzuweisen. Die Hürden
sind für den Einzelnen ziemlich
hoch. So eine Klage kostet, Zeit,
Geld und Nerven. Das steht nicht
jeder durch. In dem Gesetz fehlt
außerdem ein »echtes« Verbands-
klagerecht und die Möglichkeit, An-
sprüche an Antidiskriminierungs-
verbände abzugeben. Im ersten
rot-grünen Entwurf war dies vorge-
sehen. Aber es wurde kurz vor Ver-
abschiedung rausgekippt.

? direkt: Was muss sich außerdem
verbessern?
3Kobes: Wir brauchen mehr An-
laufstellen und mehr Rechte für
die Anti diskriminierungsstelle des
Bundes. Ihr fehlt etwa ein Aus-
kunftsrecht gegenüber Unterneh-
men. Benachteiligungen ließen
sich leichter nachweisen, wenn die
Stelle von Firmen beispielsweise
verlangen könnte, ihre Gehaltsbi-
lanzen offen zu legen. Und in den
Unternehmen brauchen wir echte
Beschwerdestellen. Dort werden
noch immer zu viele nur pro Forma
eingerichtet.

? direkt: Warum tun sich Arbeitge-
ber mit dem Thema so schwer?
3Kobes: Viele empfinden es nur
als Last. Sie müssen jetzt eine Be-
schwerdestelle einrichten, ihre
Mitarbeiter schulen und, und und.
Aber sie sehen nicht die Vorteile,
die es bringt, wenn so Konflikte im
Betrieb rechtzeitig gelöst werden.

3 Im Gespräch

direkt  18/2007

weniger verdienten als ihre männ-
lichen Kollegen.

Allerdings weist das AGG nach
Einschätzung von Anne Kobes, Ge-
schäftsführerin des Antidiskrimi-
nierungsbüros in Leipzig (siehe
auch Interview) noch einige Män-
gel auf. So schütze es etwa nicht
vor Diskriminierungen durch
Behörden, und beim Thema Kündi-
gungsschutz ist es nicht eindeutig.
Das AGG gelte zwar auch bei der
Beendigung von Arbeitsverhältnis-
sen, es verweist aber bei Kündi-
gungen auf die Bestimmungen des
allgemeinen Kündigungsschutz-
rechtes. Auch tun sich nach Kobes
Erfahrungen einige Gerichte noch
schwer mit dem Gesetz. Am Ar-
beitsgericht Dresden sagte ihr ein
Richter, sie alle hätten das Gesetz
ohnehin nie gewollt.

Wenn auch die Klageflut vor den
Gerichten ausblieb – die Klagen
der Arbeitgeber nehmen kein En-
de. Laut einer Studie der Arbeitge-
ber-Initiative neue soziale Markt-
wirtschaft soll sie das AGG Unsum-
men gekostet haben. Rund 1,7 Mil-
liarden Euro wollen sie im letzten
Jahr für Schulungen ihrer Mitarbei-
ter und die Einführung neuer Stan-
dards ausgegeben haben.

3Der Bund hat eine
Antidiskriminierungs-
stelle eingerichtet, die

im Auftrag der Bun-
desregierung die Um-
setzung des Allgemei-

nen Gleichstellungs-
gesetzes überwachen

soll. Sie sitzt in Berlin: 
Telefon:

03018/5 55 18 65
E-Mail: poststelle

@ads.bund.de

3Mehr Informationen
des Antidiskriminie-

rungsbüros in Leipzig
gibt es im Internet:

www.adb-sachsen.de 
und im Extranet

RThema RGleich-
stellung RGleichbe-

handlungsgesetz

Vor gut einem Jahr trat das Allge-
meine Gleichbehandlungssgesetz
AGG) in Kraft. Vor allem die Arbeit-
geber hatten sich jahrelang dage-
gen gesträubt. Sie prophezeiten
eine Flut von Klagen. Doch die
blieb aus.
Mit dem AGG setzte die Bundesre-
gierung nach jahrelangem Zaudern
die Antidiskriminierungsrichtlinie
der Europäischen Union um. Zwar
nahm bei Beratungsstellen wie
dem Antidiskriminierungsbüro in
Leipzig seither die Zahl der Anfra-
gen und Beratungsfälle zu. Aber
die viel beschworene Klageflut
blieb aus.

So betrug beispielsweise beim
Landesarbeitsgericht Baden-Würt-
temberg der Anteil der Rechtsstrei-
tigkeiten, die sich auf das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz
bezogen, an allen ersteingegange-
nen Verfahren nur 0,3 Prozent. Da-
bei klagten die Betroffenen häufig
wegen Diskriminierung aufgrund
ihres Alters und Geschlechts.

Einen Erfolg brachte das AGG den
Lagerabeiterinnen eines Logis -
tikunternehmens in Hamburg. Sie
hatten sich mit Hilfe ihres Betriebs-
rats erfolgreich dagegen gewehrt,
dass sie bis zu 300 Euro im Monat

Klageflut fiel ins Wasser

3Der Beschluss 
des Bundesfinanzhofs

ist vom 
23. August 2007 

(Aktenzeichen:  
VI B 42/07).
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S t a h l F u s i o n  A r c e l o r  M i t t a l

Mit der Fusion der beiden Unter-
nehmen Arcelor und Mittal wird
im November der größte Stahl-
konzern der Welt entstehen. Im
Zuge der Verschmelzung wurde
auch ein neuer gemeinsamer eu-
ropäischer Betriebsrat auf der
Grundlage der beiden EBR von
Arcelor und Mittal gegründet.
Es war ein schwieriger Prozess, bis
die Vereinbarung mit der Ge-
schäftsleitung des Stahlriesen Ar-
celor-Mittal für den neuen EBR un-
terzeichnet werden konnte. Immer
dann, wenn es um Finanzen ging
etwa bei der Größe, Austattung
und den Weiterbildungsmöglich-
keiten für den neuen EBR, wurde
es schwierig. Dank der Hartnäckig-
keit der Arbeitnehmerseite gab
man eine ursprüngliche Minimal-
variante zugunsten eines 54-köpfi-
gen EBR auf. Damit liegt der EBR
deutlich über dem gesetzlich vor-
geschriebenen Limit. »Der EBR bil-
det so die gewerkschaftliche Rea-
lität in den einzelnen Ländern zu-
treffend ab«, sagt EMB-Generalse-
kretär Peter Scherrer. 
3Fünf Eurobetriebsräte stellt
Deutschland und damit die IG Me-
tall. Aus dem Kreis der EBR-Mit-
glieder wurde der engere Aus-

schuss mit 25 Mitgliedern, zwei
davon IG Metaller, gegründet. Es
handelt sich dabei um die Be-
triebsratsvorsitzenden des Arce-
lor-Werks in Bremen, Michael
Breidbach, und Uwe Scharnberg
vom Mittal-Standort Duisburg-
Ruhrort.

Diese Woche trifft sich der en-
gere Ausschuss des EBR zu seiner
ersten Sitzung. Grundsätzliches
Ziel ist es, den bestmöglichen 
Informationsfluss innerhalb des
Arcelor-Mittal-Konzerns und den
sozialen Dialog auf höchster Ebe-

ne aufrechtzuerhalten. »Wir er-
warten, dass wir frühzeitig über
die Investitionen und andere Plä-
ne des Unternehmens informiert
werden«, sagt EBR-Mitglied Uwe
Scharnberg. Michael Breidbach
sieht durch Investitionen des
Konzerns die Arbeitsplätze im
Flachstahlbereich gesichert.

Schlüsselrolle von Mittal 
Neu und gewöhnungsbedürftig für
die Arbeitnehmervertreter ist die
Konstruktion des EBR. Da luxem-
burgisches Recht gilt, hat Firmen-
chef Lakshmi Mittal den Vorsitz
und damit eine Schlüsselrolle im
EBR. Ob er das Recht, an allen Sit-
zungen des EBR teilzunehmen,
auch wahrnimmt, bleibt abzuwar-
ten. Womöglich wird er den Vorsitz
an ein anderes Vorstandsmitglied
delegieren. Prinzipiell wird Mittal
so eingeschätzt, dass er dem 
sozialen Dialog nicht die oberste
Priorität einräumt.

EMB-Generalsekretär Scherrer
sieht dennoch gute Chancen für
die Wahrnehmung von Arbeitneh-
merrechten im neuen Mega-Kon-
zern. Vor kurzem wurden zudem
Gespräche zur Gründung eines
Weltbetriebsrats aufgenommen. 

3Koordinierende Rol-
le des Europäischen
Metallgewerkschafts-
bunds (EMB): 
Um die europäische
Dimension der Arbeit-
nehmervertretung zu
gewährleisten, wird
ein Koordinator des
EMB an den Sitzungen
des Europäischen Be-
triebsrats von Arcelor-
Mittal teilnehmen. Er
hat beratende Stim-
me. Sitz des EBR ist
Luxemburg. 
Weitere Informationen
im Extranet
RBranchen REisen
und Stahl

Vom Eurobetriebsrat zum Weltbetriebsrat 

5

Größter Stahlkonzern 
Der weltweit größte Stahlkon-
zern Arcelor Mittal hat insge-
samt 340 000 Beschäftigte,
davon 137 000 in der Europäi-
schen Union mit 30 Produk -
tionsstandorten. Die größten
Belegschaften sind in Polen,
Frankreich, Rumänien, Belgi-
en, Spanien, Tschechien. In
Deutschland sind über 10 000
Menschen bei Arcelor-Mittal
in den Werken Hamburg,
Duisburg, Eisenhüttenstadt
und Bremen beschäftigt.

L o h n g e f ä l l e

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung

Anteil der Arbeitnehmer/innen an allen Beschäftigten,
die weniger als den mittleren Verdienst bekamen

L o h n u n t e r s c h i e d e  w a c h s e n
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Die untersten fünf Prozent der Löhne

Die untersten zehn Prozent der Löhne

1996 2000 2005

Die Löhne in Deutschland driften
auseinander. Das belegen mehre-
re neue Studien. Zahlen des Insti-
tuts zur Zukunft der Arbeit (IZA)
und Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) zeigen: Die
15 Prozent der Westdeutschen mit
den höchsten Einkommen ver-
dienten 2001 zehn Prozent mehr
als 1991. Die 25 Prozent mit den
unteren Einkommen bekamen da-
gegen zwölf Prozent weniger.
»Lohnspreizung« nennen Exper-
ten die auseinander klaffende Ein-
kommensschere. 

Gewachsen sind vor allem die
Abstände zwischen mittleren und
untersten Löhnen, wie das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) herausfand. Doch
auch die Zahl der Menschen, die
höchstens die Hälfte des mittleren

Lohns, hat zugenommen. Das DIW
führt dies darauf zurück, dass der
Niedriglohnsektor stark ausgewei-
tet wurde. 1996 hätten 14 Prozent
der Beschäftigten Niedriglöhne 
erhalten, 2005 schon 22 Prozent.
IZA und IAB nennen als weitere
Gründe: rückläufige Tarifbindung
und Zuwanderung von Arbeitsu-
chenden aus dem Osten.

Mindestlohn bremst
Damit widerlegen die Wissen-
schaftler Behauptungen, die Lohn-
spreizung sei zu gering, darunter
würden die Beschäftigungschan-
cen gering Qualifizierter leiden.
Auch ein gesetzlicher Mindestlohn
würde ihrer Situation keineswegs
verschlechtern. Er hätte aber den
guten Effekt, die krassen Einkom -
mens unterschiede abzumildern.

Geringverdiener im Abwärtsstrudel

Niedriglöhne wuchern in Deutschland wie Unkraut: Immer
öfter liegen die Arbeitsentgelte unter der Hälfte oder so-
gar unter 40 Prozent des mittleren Lohns. Mindestlohn
könnte die krassen Einkommensunterschiede mildern.
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Seit 1992 können Beschäftigte mit
einer Teilrente den Übergang in
den Ruhestand gleitend gestal-
ten. Bisher nutzen nur etwa 4000
Menschen diese Möglichkeit.

Wer Anspruch auf eine Rente als
langjährig Versicherter (ab dem 63.
Lebensjahr) hat, kann diese Rente
auch als Teilrente nehmen. Dazu
verringert er seine Arbeitszeit um
ein bestimmtes Pensum und erhält
dafür monatlich einen Teil seiner
Rente. Dabei können Versicherte
zwischen drei Varianten wählen.
Sie können eine Ein-Drittel-
Teilrente beziehen, eine halbe und
eine Zwei-Drittel-Teilrente.

Die Varianten lassen sich auch
kombinieren. Wer sich Schritt für
Schritt in den Ruhestand verab-
schieden will, kann sich beispiels-
weise von der Ein-Drittel-Teilrente
über die halbe zur Zwei-Drittel-
Teilrente steigern. Wer daneben
sozialversicherungspflichtig ar-
beitet, erwirbt daraus weitere An-
sprüche und erhöht somit seine
spätere Vollrente.

Die Höhe des Zuverdienstes be-
rechnet sich nach der Höhe des

Verdienstes in den letzten drei Jah-
ren und nach dem gewünschten
Anteil an der Rente. Je geringer die
Teilrente, desto mehr kann der
Versicherte hinzuverdienen. Über
die Höhe des Hinzuverdienstes
muss der Rentenversicherungs -
träger dem Versicherten Auskunft
geben.

Überschreitet ein Beschäftigter
seine Hinzuverdienstgrenze, muss
er die zu viel erhaltene Rente
zurückzahlen. Es gibt allerdings
Ausnahmen: Zweimal pro Jahr
können Bezieher einer Teilrente
die Hinzuverdienstgrenze über-
schreiten. Ein Versicherter, der
beispielsweise eine halbe Teilren-
te bezieht und 1500 Euro im Monat
hinzuverdient, kann in zwei Mona-
ten 3000 Euro bekommen, ohne
dass er auf Geld aus seiner Rente
verzichten muss. Das kann etwa
der Fall sein, wenn ein Versicherter
Überstunden leistet oder Weih-
nachts- und Urlaubsgeld erhält.

Noch immer wählt die Mehrheit
der Versicherten einen anderen
Weg. Sie geht von einem Tag auf
den anderen in den Ruhestand.
Denn die Teilrente war in der Ver-
gangenheit aus verschiedenen
Gründen für viele nicht besonders
attraktiv. So sind die Hinzuver-
dienstgrenzen recht knapp be-

Über die Bedin-
gungen der Teilrente 

informiert die 
Deutsche Rentenver-
sicherung Versicher-

te unter der Nummer:
0800/10 00 48 00

oder im Internet:
www.deutsche-
rentenversiche -

rung.de
Hier in der Such ma-

schine das Stichwort
»Teilrente«

 eingeben.

Was ist eigentlich eine ...

... Teilrente

messen. Dass machte die Teilrente
besonders für Bezieher niedriger
Einkommen unattraktiv. Für sie
kam ein gleitender Übergang
schon aus finanziellen Gründen
nicht infrage. Auch die Varianten
Ein-Drittel-, Zwei-Drittel und halbe
Teilrente sind für viele zu starr ge-
regelt. Zudem setzte die Teilrente
voraus, dass der Versicherte be-
reits einen Anspruch auf Vollrente
besaß. Angesichts dieser Bedin-
gungen gaben in der Vergangen-
heit viele der Altersteilzeit den Vor-
zug.

In Zukunft könnte die Teilrente
eine größere Rolle spielen, um
neue Modelle für einen gleitenden
Übergang in den Ruhestand zu
stricken. Denn die Zahl der älteren
Beschäftigten in den Betrieben
steigt. Allerdings müsste sie noch
in einigen Punkten verbessert wer-
den, wenn sie ein zentraler Bau-
stein zukünftiger Vorruhestands-
regelungen werden soll.

Dazu gehören beispielsweise
höhere Hinzuverdienstgrenzen.
Auch müssten die drei bisherigen
Varianten ausgeweitet werden. Für
einen gleitenden Übergang könn-
te es ebenfalls sinnvoll sein, Teil-
rente und Altersteilzeit zu kombi-
nieren. Das ist bisher gesetzlich
nicht möglich.

direkt  18/20076

N a z i - W e r b u n g

Dreister Missbrauch

I n t e r n a t i o n a l e s S i e m e n s  

Fast 150 Morde Mehr Einfluss
Immer häufiger missbrauchen
Rechtsextreme soziale Forderun-
gen für ihre Propaganda: Sozial-
staat, Mindestlohn, »Gleicher Lohn
für gleiche Arbeit«. Hinter der Fas-
sade steckt jedoch was anderes:
Sozialstaat ja – aber nur für Deut-
sche. Arbeit für alle – aber ohne
Gewerkschaften. Hinter der NPD-
Mindestlohnforderung von 8,80
Euro steckt der Nazi-Code »88« für
»HH – Heil Hitler«. All das wird in
der IG Metall-Broschüre »Argumen-
te gegen die soziale Demagogie
von Rechtsextremen« durchleuch-
tet. Hier gibt es auch Tipps, wie
man gegen Rassismus und Neona-
zis im Betrieb vorgeht.
3www.extranet.igmetall.de
RThemen RPolitik RRechtsex-
tremismus

Erfolg für die IG Metall bei den
Wahlen der Arbeitnehmervertre-
ter im Aufsichtsrat: Alle Kandida-
tinnen und Kandidaten wurden
gewählt. Damit stellt die IG Metall
alle neun Arbeitnehmersitze im
Siemens-Aufsichtsrat – bisher wa-
ren es sieben. »Das für die IG Me-
tall hervorragende Wahlergebnis
schafft die bestmögliche Basis,
Einfluss auf die Zukunft und die Si-
cherheit der Arbeitsplätze zu neh-
men«, würdigte Berthold Huber
den Wahlausgang. Der Vorsitzen-
de des Siemens-Gesamtbetriebs-
rats Ralf Heckmann hat angekün-
digt, dass sich die IG Metall-Vertre-
ter »ohne Einschränkung« auf den
Erhalt von Siemens als integrier-
tem Technologiekonzern einset-
zen werden.

3Die komplette 
Übersicht des 

Internationalen 
Gewerkschaftsbunds

über die Verletzung
von Gewerkschafts-
rechten ist nach zu -

lesen im  
Internet unter:

http://survey07.
ituc-csi.org 

2006 wurden 144 Gewerkschafter 
ermordet, weil sie sich für Arbeit-
nehmerrechte engagiert haben.
78 davon starben inKolumbien, 33
auf den Philippinen. Diese traurige
Bilanz zieht der Internationale Ge-
werkschaftsbund. Aktive Mitglie-
der werden immer noch in 
vielen Ländern bedroht oder Opfer
von Gewalt. Tausende Gewerk-
schafter wurden verhaftet, weil sie
an Streiks oder Massendemons-
trationen teilnahmen, in Nepal da-
bei auch drei erschossen. Weitere
Tausende wurden entlassen, nur
weil sie versucht hatten, eine Ge-
werkschaft zu gründen.

In einigen europäischen Ländern
wird Gewerkschaftsarbeit gezielt
behindert. An der Spitze steht da-
bei Weißrussland.
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S o n d e r z u l a g e n

Betriebsrat muss
informiert werden
Der Betriebsrat kann verlangen,
dass der Arbeitgeber ihn über die
Erhöhung einer außertariflichen
Zulage informiert. Das ergibt sich
aus seinem allgemeinen Anspruch
auf Unterrichtung nach § 80 Abs. 2
Satz 1. Im konkreten Fall gewährte
die Arbeitgeberin einem Teil der
Beschäftigten eine außertarifliche
Sonderzulage. Dazu stellte sie den
Abteilungsleitern 0,6 Prozent der
Bruttogehaltssumme aller Arbeit-
nehmer zur Verfügung; über deren
Verteilung konnten die Abteilungs-
leiter selbst entscheiden. Der Be-
triebsrat wollte wissen, welche
Mitarbeiter eine um wieviel höhere
Zulage erhalten hatten. Andern-
falls könne er nicht prüfen, ob der
Gleichbehandlungsgrundsatz be-
achtet wurde und ob er ein Mitbe-
stimmungsrecht nach § 87 hatte. 

Die Arbeitgeberin verweigerte
die Auskunft. Sie argumentierte,
der Betriebsrat könne sich die In-
formationen durch Einsicht in die
Lohn- und Gehaltslisten selbst
verschaffen. Dazu hat er ein Recht
nach § 80 Abs. 2 Satz 2. In Bezug
auf die Vergütung verdränge die-
ser Passus den Absatz über den
allgemeinen Unterrichtungsan-
spruch in Satz 1. Dem widersprach
das Gericht. Der allgemeine Aus-
kunftsanspruch und der Anspruch
auf Einblick in die Gehaltslisten
bestünden nebeneinander.
BAG vom 10. Oktober 2006 – 1 ABR
68/05

E i n g r u p p i e r u n g

Keine Mitsprache bei
gleicher Absenkung 
Senkt ein Arbeitgeber die Ein-
gangsvergütungen für neu einge-
stellte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gleichmäßig ab, hat
der Betriebsrat kein Mitbestim-
mungsrecht. Darum kann er nicht
seine Zustimmung zur geplanten
Eingruppierung mit dem Verweis
darauf verweigern, dass er nicht
beteiligt wurde.
LAG Hamm vom 8. Juni 2007 – 13 TaBV
117/06

S o n d e r z a h l u n g

In einem Sozialplan
absichern ist zulässig
Ein Sozialplan, mit dem wirt-
schaftliche Nachteile für Arbeit-
nehmer abgemildert werden, die
bei einer Betriebsänderung ver-
setzt wurden, kann als Dauerrege-
lung auch die Absicherung von
Sonderzahlungen umfassen. Nach
einer Betriebsübernahme ist der
neue Arbeitgeber verpflichtet, die-
se Leistungen zu zahlen.
BAG vom 28. März 2007 – 10 AZR 719/05

T a r i f s o z i a l p l a n

Auch firmenbezogene
Streiks sind zulässig
Beschäftigte können bei konkre-
ten Betriebsänderungen für einen
Firmen- oder einen firmenbezoge-
nen Verbandstarifvertrag strei ken.
Es sei denn, es existieren schon
einschlägige ungekündigte tarifli-
che Regelungen. Es ist zulässig,
wenn Arbeitnehmer für einen Aus-
gleich oder die Milderung wirt-
schaftlicher oder sonstiger Nach-
teile streiken, die ihnen aus einer
Betriebsänderung entstehen: zum
Beispiel für verlängerte Kündi-
gungsfristen, Abfindungen oder
Qualifizierung. Die zum Streik auf-
rufende Gewerkschaft muss nicht
warten, bis das betriebliche Inte-
ressenausgleichs- und Sozialplan-
verfahren abgeschlossen ist. Ein
Streik wird auch nicht dadurch
rechtswidrig, dass die Forderun-
gen in ihrer Summe geeignet sind,
die geplante Betriebsänderung
faktisch zu verhindern oder wirt-
schaftlich unsinnig zu machen.
BAG vom 24. April 2007 – 1 AZR 252/06

A u s s c h l u s s f r i s t

Keine Geltung für
spätere Ansprüche
Eine Ausschlussfrist, die ab dem
Ende des Arbeitsverhältnisses be-
ginnt, kann nicht auf Ansprüche
angewendet werden, die erst da-
nach entstehen, also zum Beispiel
auf Sozialplanabfindungen.
BAG vom 19. Dezember 2006 – 9 AZR
343/06

S c h u l u n g

Kein Übernachten
im Tagungshotel
Besteht im Betrieb eine zumutbare
allgemeine Reisekosten-Rege-
lung, ist sie auch für Mitglieder des
Betriebsrats verbindlich, die an ei-
ner Schulung teilnehmen (nach 
§ 37 Abs. 6 BetrVG). Das gilt 
zumindest, wenn sie die Kosten für
Übernachtung und Verpflegung 
beeinflussen können.

Die Übernachtung in einem Ta-
gungshotel kann nicht allein mit
den Besonderheiten von Schulun-
gen begründet werden. Zum Bei-
spiel damit, dass der Gedanken-
und Erfahrungsaustausch über die
Arbeit des Betriebsrats nach dem
Tagesprogramm weitergeht. Es ist
nicht erforderlich (im Sinne des §
40 Abs. 1 BetrVG), dass Betriebs-
ratsmitglieder in dem Hotel über-
nachten, in dem die Veranstaltung
ist. Dazu müssen weitere besonde-
re Umstände hinzu kommen.
BAG vom 28. März 2007 – 7 ABR 33/06

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Weiterarbeit im
Gemeinschaftsbetrieb
Unterhalten mehrere rechtlich
selbstständige Unternehmen 
einen Gemeinschaftsbetrieb, weil
sie einen einheitlichen Leitungs-
apparat geschaffen haben, ist
grundsätzlich auch in diesem 
gemeinsamen Betrieb ein Be -
triebs übergang nach § 613 a BGB
möglich. Dies ist der Fall, wenn ein
Betriebsteil auf ein anderes am
Gemeinschaftsbetrieb beteiligtes
Unternehmen übergeht.

Bei betriebsbedingten Kündi-
gungen hängt der Kündigungs-
schutz von den Verhältnissen im
Gemeinschaftsbetrieb ab. Das gilt
zum Beispiel für die Frage, ob 
Beschäftigungsbedarf wegfällt,
Möglichkeiten zur Weiterarbeit be-
stehen und für die Sozialauswahl.
Werden Aufgaben innerhalb des
Gemeinschaftsbetriebs von einem
Unternehmen auf das andere über-
tragen, rechtfertigt das keine 
Kündigung. 
BAG vom 15. Februar 2007 – 8 AZR
310/06

3Das Letzte aus dem
Gerichtssaal:
Bei einer nicht ernst
gemeinten Bewerbung
hat ein abgelehnter
Bewerber keinen 
Anspruch auf Scha-
densersatz nach dem
Antidiskriminierungs-
gesetz. Das entschied
das LAG Baden-Würt-
temberg im Falle eines
Ex-Rechtsanwalts, der 
Arbeitslosengeld II
bezog und sich bei der
Arbeitsgemeinschaft
Arbeitslosengeld II
beworben hatte. Im 
Bewerbungsschreiben
hatte er eine 
Sonderabgabe für
Bordellbesucher 
gefordert. Sein 
Lebenslauf enthielt
unter anderem die
Passage: »im Zuge
der sog. Reform Hartz
IV auf Bahnhofpen-
ner-Niveau verharzt«.
In so etwas sahen die
Richter keine ernst ge-
meinte Bewerbung.
13. August 2007 –
3 Ta 119/07
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T e r m i n e

27. November
Die IG Metall veranstal-
tet eine »Jahrestagung
Mitbestimmungsaka-
demie«. Das Motto:
»Für Beschäftigung:
Unternehmensstrategi-
en beeinflussen und
die Innovationsfähig-
keit im Unternehmen
verbessern. Anforde-
rungen an Arbeitneh-
mervertreter im Auf-
sichtsrat und die Rolle
der gewerkschaftlichen
Bildungsarbeit.« Die IG
Metall-Vorstandsmit-
glieder Berthold Huber
und Wolf Jürgen Röder
nehmen Stellung und
diskutieren mit interes-
sierten Aufsichtsräten
und Fachleuten aus
Praxis und Wissen-
schaft. Veranstaltungs-
ort: IG Metall Vorstand,
Wilhelm-Leuschner-
Straße 79, 60329
Frank furt. Anmeldung
und Informationen zum
Ablauf gibt es bei Kolle-
gin Michèle Morbitzer,
Telefon 069/66 93-
2305. E-Mail: michele.
morbitzer@igmetall.de

»Die Ungleichheit der Einkommensverteilung in Deutschland hat
zugenommen – nicht zuletzt, weil die Einkünfte aus Kaptialerträ-
gen viel stärker gestiegen sind, als die Arbeitslöhne. (...) Der Auf-
stieg der einen darf nicht der Abstieg der anderen sein. (...)« 

Horst Köhler, Bundespräsident, in seiner Berliner Rede zum
»Tag der deutschen Einheit«.

B ü c h e r

M a t e r i a l

»Vom Notstand der Demokratie
zum Notstand der Republik?« so
der Titel einer Tagung von IG Metall
und Verdi. Dort werden unter ande-
rem Gerhart Baum (FDP), Gabriele
Heinecke (Republikanischer An-
waltsverein) und Hans-Jürgen Ur-
ban (IG Metall) zur sozialen Un-
gleichheit in Deutschland Stellung
nehmen. Tagungsort: 23. Okober,
17 Uhr, IG Metall Vorstand, Wil-
helm-Leuschner-Straße 79, 60329
Frankfurt. 

3»Eine andere Welt ist möglich«,
behaupten seit Jahren fortschritt-
liche soziale Bewegungen. Aber
wie soll sie aussehen? Die Erfah-
rung ist nur allzu bekannt: Selbst
wer reichlich Argumente parat
hat, um die bestehende
Welt(un)ordnung zu kritisieren,
gerät bei der Frage nach den Al-
ternativen nicht selten ins Schwit-
zen. Lang erwartete Antworten
und Anstöße gibt das »ABC der
Alternativen«. 
U. Brand/B. Lösch/S. Thimmel:
»ABC der Alternativen«. VSA-Ver-
lag, 2007. 10 Euro.

Die Verwaltungsstellen Eisenach
und Suhl-Sonneberg suchen be-
fristet eine/n 

Jugendsekretär/in.
Aufgaben: Koordination der ge-
werkschaftlichen Jugendarbeit.
Betreuung, Vorbereitung, Organi-
sation und Durchführung der JAV-
Gremien und -Wahlen. Erarbei-
tung und Durchführung von Mit-
gliederwerbekampagnen. Pla-
nung von Seminarangeboten im
Jugendbereich. Betreuung von
Betriebsratsgremien. Sachge-
bietsbetreuung »Prekäre Be-
schäftigung« und »Leiharbeit«. 
Anforderungen: Abgeschlossene
Berufs- oder Hochschulausbil-
dung oder vergleichbare Ausbil-
dung, Traineeprogramm oder
hauptamtliche Erfahrung bei ei-
ner anderen DGB-Gewerkschaft.
Kenntnisse in gesellschafts-, wirt-
schafts-, tarifpolitischen und be-
triebswirtschaftlichen Fragen. Er-
fahrung in der gewerkschaftli-
chen Jugendarbeit. 
Bewerbungen: Bis 1. Dezember
an: IG Metall Eisenach, z.H. Uwe
Laubach, Rennbahn 5, 99817 Ei-
senach. Telefon 03691/25 49-0.

S t e l l e n a n g e b o t

3Handwerk: »Selbstverwaltung
im Handwerk« lautet der Titel der
IG Metall-Arbeishilfe, in der die Vi-
zepräsidenten der Arbeitnehmer-
vertretungen zur Selbstverwaltung
im Handwerk Stellung nehmen.
Die Broschüre unterstützt die Ar-
beit der Vizepräsidenten und gibt
Hilfestellung, die Handwerkskam-
merpolitik vor Ort zu gestalten.
Zum Herunterladen unter:
3www.extranet.igmetall.de
RBranchen RHandwerk
RArbeitshilfen

3Tarifpolitik: Die IG Metall-Bro-
schüre »Daten – Fakten – Infor-
mationen 2007« liefert die wich-
tigsten Tarifdaten aus den Bran-
chen, Entwicklung der Löhne und
Gehälter und vieles mehr. Bestel-
lung über das Extrant unter:
3www.extranet.igmetall.de
RThemen RTarifpolitik RLitera-
tur RBroschüren
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